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Keine Arbeiterselbstverwaltung!
SED verwirrt die Diskussion um die „Arbeiterkomitees“

Am  Freitag* und Sonnabend vergangener Woche tagte in Ost
berlin eine hauptsächlich aus Partei- und Betriebsfimktionären 
rekrutierte „Arbeiterkonferenz“ , auf der die SED den vorläu
figen Status der „Arbeiterkom itees“  festzulegen versuchte. D ie 
kommunistische Parteiführung* versuchte m it dieser Konferenz 
eine Entwicklung zu bremsen, die zu dem von Ulbricht grund
sätzlich abgelehnten Prinzip  der „Arbeiterselbstverwaltung“ 
hinzuführen, drohte. Ursache war, daß verschiedene Betriebe, 
w ie z. B. Bergmann-Borsig in Ostberlin und Krupp-Gruson in 
Magdeburg, „Ärbeiterkom itees“  nach jugoslawischem Muster 
aufzustellen begannen, die ihrerseits nun Betriebsleitungen und 
Gewerkschaften mit streng umrissenen sozialen Forderungen 
in  die Enge trieben.
So hatte beispielsweise die 

Belegschaft von Bergmann-Bor- 
sig  ein provisorisches Arbeiter- 
komitee aufgestellt, ehe Pa rte i
leitung und B G L sich zu einem 
ähnlichen Schritt entschließen 
konnten. D ie  F o lg e  war, daß 
sich in dem von den Arbeitern 
Yorgeschlagenen Kom itee nicht 
ein einziges Parte im itg lied  be
fand.

A ls nun die SED versuchte, 
einzelne Kandidaten dieses pro
visorischen Kom itees w egen 
ih rer politischen Haltung anzu
fechten, verzichteten die A rbei
ter auf Abteilungsversammlun
gen auf die B ildung eines sol
chen Kom itees überhaupt und 
die SED w ar gezwungen, ent
gegen  den Weisungen des Zen
tralkomitees nur SED- und 
FDG B-Angehörige in einer e ige
nen Kandidatenliste aufzustel
len.

Keine geheimen Wahlen
Das hat dazu geführt, daß in 

den meisten Betrieben die D is
kussion um diese Arbeiterkom i
tees nach ein- bis zweim aligen 
Ansätzen beendet war. B is zur 
Stunde wissen w eder die Be
triebsleitungen noch die BG L- 
Funktionäre, w ie diese Arbei- 
terkomitees gewählt werden sol
len und welche Vollmachten 
ihnen zukommen. D ie in der 
SED-Presse hinlänglich propa
g ierte '„A rbeiterkonferenz“ hat 
keine Antw ort darauf gegeben.

Sie beschränkte sich auf die 
Feststellung, daß der „K lassen
fe ind“ versuchen werde, seine 
Leute in die Kom itees zu 
schmuggeln. Dabei wurden als 
„Agenten des Klassenfeindes“ 
praktisch alle, Parteilosen und 
Gewerkschaftsm itglieder klassi
fiziert, die nicht bereit sind, 
eine Oberaufsicht der Betriebs
parteileitungen über die K om i
tees zu akzeptieren.

Weitaus interessanter sind 
darum fü r uns die Beschlüsse 
des FDGB - Bundesvorstandes 
„über die R o lle der B G L bei 
der Aufstellung betrieblicher 
Ärbeiterkom itees“ , die man in 
der E ile  zu publizieren vergaß. 
Sie gelangen in den nächsten 
Tagen  zur Ausgabe an die 
BGL-Sekretäre und' dürften 
kaum am Schwarzen Brett aus
gehangen werden. Darin w ird  
fes tge leg t: 1. D ie Aufstellung 
der Ärbeiterkomitees soll auf 
Belegschaftsversammlungen er
fo lgen. D ie  W ahl erfo lg t durch 
Akklamation (Zuruf) oder A b 
stimmung durch Handaufheben. 
(W irkliche Kom itee-W ahlen hät
ten aber unter den gegenwärti
gen Verhältnissen nur Sinn, 
wenn sie in geheimer Abstim 
mung erfolgten.) 2. D ie K and i
datenliste soll mindestens 70 
Prozent FD GB-M itglieder, aber 
auch mindestens 40 Prozent P a r
teilose enthalten. 2. In  dem K o 
mitee soll mindestens ein abzu- 
stellendes M itg lied  der BG L

stimmberechtigt sein. 4. V er
sammlungen der Arbeiterkom i
tees können öffentlich und ge
heim stattünden, in  jedem  F a ll 
soll aber ein M itg lied  der P a r 
teileitung und der BG L als Be
obachter und Berater teilneh- 
rnen. 5. über die Tä tigk e it der 
Kom itees ist von diesen selbst 
Protokoll zu führen. D ie P ro to 
kolle liegen der Parteileitung 
und der BG L zur Einsicht vor. 
6. über die speziellen Vollmach
ten der Kom itees w ird  in ge
meinsamer Beratung zwischen 
Betriebsleitung, B G L und P a r
teibetriebsgruppe entschieden.

Schnelle Gegenmaßnahmen!
Die Belegschaften der Groß

betriebe haben je tz t nur noch 
eine Chance: So schnell w ie 
möglich eigene Kandidatenlisten 
aufzustellen, diese auf Betriebs
versammlungen durchzudrük- 
ken und notfalls m it den Listen  
der B G L ’s und Parteileitungen 
zu koppeln. Entscheiden muß 
dann die Wahl, auch wenn sie 
nicht geheim ist. Umfaßt ein 
Kom itee 12 M itglieder, sollten 
mindestens 24 Kandidaten auf- 
gestellt werden, davon minde
stens 12 von ' der Belegschaft 
vorgeschlagene. W eder die SED 
noch die Betriebsleitung kann 
da^nn verhindern, daß ihre Kan
didaten „hinausgewählt“ w er
den.

Sind diese Kom itees erst ein
mal gebildet, muß man danach 
trachten, ihre A rbeit so rasch 
w ie möglich zu spezialisieren 
und die einzelnen Kom iteem it
glieder zu Beratungen m it der 
Belegschaft Zusammenkommen 
zu lassen. Denn jedes Kom itee
m itglied hat das Pveeht, einen 
„Unterausschuß“ zu bilden und 
sich dafür Betriebsangehörige 
heranzuziehen. A u f keinen F a ll 
aber darf die Diskussion bis 
dahip nach den Richtlinien die
ser „Arbeiterkonferenz“ ver-* 
wässert werden!
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Aus den 
Erfahrungen 

lernen !
W G. In  der britischen Presse 

fand dieser Tage eine Art 
Bilanzbesprech.ung des Suez- 
Unternehmens statt, nachdem 
m it Bekanntgabe des Beschlus
ses zur Zurückziehung der 
britisch-französischen I nterven- 
tionstruppen ein vorläufiger 
Schlußstrich .gezogen war. An 
der Spitze der Einsichten, die 
aus der unglücklichen Aktion 
abgeleitet werden, steht die 
W iederherstellung des Vertrau
ens in den Beziehungen zw i
schen Großbritannien und den 
USA und überhaupt die bessere 
Verständigung zwischen beiden. 
Ferner w ird die Auffassung 
vertreten, daß Großbritannien 
engere Bindungen an Europa 
suchen müsse und sich aus den 
bereits bestehenden nicht etwa- 
zurückziehen dürfe. Beides setzt 
eine engere politische Zusam
menarbeit als bisher voraus. Sie 
muß die Möglichkeit ausschlie
ßen, daß sich iso lierte Unter
nehmungen außerhalb der von 
den Vereinten Nationen verkör
perten Rechtsordnung und ohne 
jede Konsultation der Länder 
wiederholen, m it denen Groß
britannien und Frankreich auf 
Gedeih und Verderb in einem 
Boot sitzen. W ir  a lle müssen 
aus den Erfahrungen lernen, 
die w ir in den letzten Wochen 
und Monaten gemacht haben.

Las sind auch die Überlegun
gen und Empfindungen der 
westlichen .Länder, die an dem 
Suez-Konflikt zwar nicht betei
lig t, aber von ihm m it unmit
telbaren Folgen und potentiel
len Gefahren betroffen worden 
sind. Sie alle fordern heute eine 
politische Festigung und V er
tiefung der europäischen und 
atlantischen Gemeinschaft und 
auch ihre militärische Stärkung, 
die heute für die Beteiligten 
der einzige Sicherheitsfaktor 
ihrer unbedingt friedlichen E x i
stenz ist. D ie Verw irklichung 
dieser Forderungen ist die V or
aussetzung dafür, daß die.noch 
schwelenden Brandherde vö llig  
gelöscht und. schließlich ’ auch 
die noch ungelösten Probleme 
geregelt werden können, zu de

nen vor allem die W iederver
ein igung Deutschlands gehört.

Nicht warten, 
sondern fragenI

Der Bundeskanzler hatte lei- 
der recht, als er am F re itag  vor 
der Presse erklärte, daß der 
Zeitpunkt fü r eine neue V ierer
konferenz über Deutschland 
noch nicht gekommen sei, da 
zunächst in den akuten Prob le
men eine Entsr>annung eintre- 
ten müsse. Er meint,e den 
ägyptischen Konflik t und das 
ungarische Drama, die beide in 
tragischer Verknüpfung die 
internationale Po litik  in einen 
Spannungszustand versetzt ha
ben, der die aussichtsvolle Be
handlung anderer Problem e bei
nahe ausschließt. Dennoch sollte 
wenigstens das informatorische 
Gespräch über diese anderen 
Problem e nicht aufhören. Wenn 
der Bundeskanzler erfreulicher
weise im  voraus seiner Genug
tuung fü r den F a ll Ausdruck 
gab, daß der sowjetische Bot
schafter in Bonn m it Fragen an 
die Bundesregierung herantre
ten sollte —  man darf das fast 
als eine Aufforderung betrach
ten — , so möchten w ir  hinzu-' 
fügen, daß die M öglichkeit zu 
fragen umgekehrt auch für 
Bonn gegenüber Moskau be
steht. W ir  gehören nicht zu den 
Optimisten, die der Meinung 
sind, daß auf unsere Fragen 
heute von den Sowjets die ge
wünschten Antworten gegeben 
würden. V ielm ehr glauben w ir, 
daß in der gegenwärtigen 
Atmosphäre, w ie sie sich in der 
internationalen P o litik  zwischen 
gefährlichen Konflikten ausge
breitet hat, konkrete Verhand
lungen und Entscheidungen über 
die Deutsehlandfrage nicht ge
sucht werden können. Doch 
meinen w ir, daß ein stummer 
„Attentismus“ , ein nur passives 
Abwarten, noch w en iger ver
tretbar is t ; das unverbindlich 
erkundende Gespräch sollte des
halb nicht aufhören.
V o r r a n g  d e r  V e r te id ig u n g  

D ie W eltpolitik , in folge der 
Ereignisse der letzten Wochen 
um manche Erkenntnis berei
chert, ist nämlich in einer Ent
w icklung begriffen, die über
raschende Wendungen nicht 
ausschließt, auch nicht zum 
Guten. Das ist nicht der gering
ste Grund dafür, daß w ir  be
müht sein müssen, die politische 
Position  Deutschlands w eiter

zu klären und zu festigen und 
unserem Lande endlich auch die 
angemessene Verteid igungskraft 
zu geben. Bundesfinanzminister 
Schaffer hatte v ö llig  recht, als 
er soeben in seiner. Etatsrede 
von der Selbstverständlichkeit 
sprach, daß die Anstrengungen 
um eine baldige Verteid igungs
bereitschaft sichtbar verstärkt 
werden müßten. - 

In  diesem Zusammenhang 
dürfen w ir  die Tatsache nicht 
übersehen, daß in letzter Zeit 
von führenden  amerikanischen 
Zeitungen und Publizisten eine 
Lösung der Deutschlandfrage 
unter dem Gesichtspunkt der 
Neutralisierung und des Abzugs 
a ller fremden Truppen erörtert 
worden ist. Diese Amerikaner 
sehen, w ie z. B. W alter L ipp - 
man, eine, große Gefahr fü r den 
F a ll voraus, daß bei Anwesen
heit der fremden Truppen in 
unserem geteilten  Lande „Ost
deutschland einmal explod iert“ . 
Andererseits sehen sie in dem 
Abzug der sowjetischen Trup
pen eine Chance dafür, daß die 
Zone und die anderen Ostblock- 
länder.ai6h von der sowjetischen 
Herrschaft mit ziemlicher Si
cherheit frei machen werden. 
F ü r ' diese Chance sind sie be
reit, bei der Lösung dep 
Deutsehlandfrage ein erhöhtes 
R is iko einzugehen. Das ist 
heute gewiß nicht die Meinung 
und Haltung der amerikani
schen Regierung, die eine 
sölche Betrachtung der D inge 
sogar als „absolut unrealistisch“ 
bezeichnet hat; aber es kann 
eine M öglichkeit von morgen 
sein, und w ir  tun gut daran, 
sie politisch und militärisch in 
Deutschland und in Europa in 
unsere Rechnung einzubeziehen. 
Dabei dürfen w ir  die Gewißheit 
haben, daß die USA ^niemals 
aufhören würden, Garant der 
Freiheit und Sicherheit Europas 
zu sein. Für uns selbst g ilt der 
Grundsatz, daß jede Lösung der 
deutschen und der europäischen 
Frage nur in enger freund
schaftlicher Zusammenarbeit m it 
den USA erfolgen kann.

Bonn, Pankow und die 
O stlä n d e r

Je schneller und vollständiger 
der Westen unter sich und dann 
auch gegenüber Ägypten den 
-durch die englisch-französische 
Intervention entstandenen K on 
flikt liquidiert, um so eher ge-



Massengräber in Schlesien
Untaten der sialinistisdben Geheimpolizei auf gedeckt.
Warschau (A P/D PA ). In  den schlesischen Städten Leobschütz 

und Falkenberg sind Massengräber gefunden worden, in  denen 
die örtliche polnische Geheimpolizei Ende 1945 ihre Opfer ver
scharrt hat. I nter den Ermordeten sollen sich, auch ein ige 
Deutsche befinden. D ie Entdeckung dieser Untaten der damals 
sowjethörigen Geheimpolizei hat der antisowjetischen Strömung 
in Polen neuen Auftrieb gegeben. Der Haß gegen die Sow jet
union entlud sich auch in Stettin, wo jugendliche Demonstran
ten die Fensterscheiben des sowjetischen Generalkonsulats 
zertrümmerten.

Lieber Leser l
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in der sowjetischen Be
satzungszone funktioniert* D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir Sie, eine Ansichts- oder. 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber mit Angabe der Num
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres
se zu schicken:

Herrn E. R e g a l
Beiiin-Tem peihof 1 

M anfred-v.-Richfhofen-Str. 2, O

Falls Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen für Ihre 
H ilfe .

N ew  York  (D PA ). D er unga
rische Kardinal M indszenty hat 
in einem Gespräch mit einem 
amerikanischen Journalisten 
zum erstenmal über die F o lte 
rungen berichtet, die seinem 
Hochverrat sprozeß vorausgi n- 
gen. Der Kardinal erzählte, daß 
er 29 Tage und Nächte lang 
von der kommunistischen Ge
heimpolizei gefo ltert worden sei. 
B r habe sich nackt Ausziehen 
müssen, sei tagelang m it einem 
Gummischlauch geschlagen w or
den, habe in einer kalten Zelle 
gehaust und sei während der 
ganzen Zeit am Schlaf gehindert 
•worden. Man habe jedoch keine 
D rogen verwendet, um- ihn zu

6000 Flüchtlinge in Deutschland
W ien (D P A ). D ie Bundesrepu

blik  steht an dritter Stelle in 
der Reihe der Länder, die 
Flüchtlinge aus Ungarn aufge
nommen haben. Sie hat bis 
je tz t 6600 Ungarn Zuflucht ge
w ählt. Nur Großbritannien und 
die Schweiz haben die Bundes
republik übertroffen und je  8300 
Flüchtlinge aufgenommen.

D ie Aufdeckung der Massen
gräber meldete die in Oppeln 
erscheinende polnische Zeitung 
„Trybuna Öpölsha“ . Die Gräber 
liegen in beiden Fällen im Gar
ten des Hauptquartiers der 
p o Iniscli e n S i eh er ?i eit s p öK zei. 
Um w ie viele Tote es sich han
delt, konnte noch nicht erm ittelt 
werden.

D ie Ausschreitungen in Stet
tin begannen, als ein P o lize i
beamter einen Betrunkenen 
festnehmen wollte. Andere Män
ner griffen  den Polizeibeam ten 
an und befreiten den Betrun-

falschen Aussagen zu bewegen. 
D ie Grausamkeit, m it der er be
handelt worden sei, übersteige 
die Vorstellungskraft eines nor
malen menschlichen Wesens bei 
weitem.

Typisch TASS
Moskau (A P ). D ie sowjetische 

Nachrichtenagentur hat die 
USA „und andere ausländische 
Staaten“ der „zwangsweisen 
Massendeportation“ ungarischer 
Flüchtlinge beschuldigt. D ie 
nach Österreich geflüchteten Un
garn, behauptete TASS, würden 
gewaltsam von ihrer Heimat 
verschleppt.

W ien (A P  D P A ). Von Depor
tationen, Massenverhaftungen 
und regierungsfeindlichen De
monstrationen in Bulgarien be
richteten Reisende aus Sofia.

Nach diesen Darstellungen 
sollen Bauern, die sich der 
Zwangseingliederung in K o l
chosen entzogen und in Sofia 
niedergelassen hatten, „ver

Aus diesem zunächst harm
losen Zwischenfall entwickelten 
sich dann antisowjetische De
monstrationen. Hunderte von 
Jugendlichen, vor allem Studen
ten und Arbeiter, zogen zum 
sowjetischen Konsulat, schlugen 
dort mehrere Fensterscheiben 
ein und versuchten, in das 
Innere des Gebäudes einzudrin
gen. Erst als Truppen und E in
heiten der ..A. bciterm iliz“ ein
gesetzt wurden, zögen sich die 
Demonstranten zurück. Mehrere 
Personen wurden verhaftet.

Das polnische Außenministe
rium sprach noch am Dienstag 
dem sowjetischen Botschafter 
in Polen das Bedauern der R e 
gierung über die antisow jeti
schen Kundgebungen aus und 
sagte die Wiedergutmachung 
des angerichteten Schadens so
w ie die Bestrafung der Schul
digen zu.

Die Warschauer Zeitung „Zyoie 
W arszaw y" forderte am Diens
tag die Rehabilitierung zweier 
Führer der „Jüdischen soziali
stischen Bewegung in Po len“ , 
die im  Dezember 1941 in der 
Sowjetunion verhaftet und hin
gerichtet wurden. Sie waren 
beschuldigt worden, „sow jeti
sche Soldaten zur E instellung 
des B lutvergießens und zum 
Abschluß eines Friedens m it 
Deutschland aufgerufen zu ha
ben“ . D ie beiden seien Opfer 
eines Systems, das als „Berija- 
nismus“ bezeichnet wurde.

schickt“  worden sein. Unter den 
Deportierten befänden sich auch 
„politisch unzuverlässige“ P e r
sonen. W eiter berichten die 
Reisenden, daß etwa 200 Stu
denten der Universität von 
Sofia und verschiedener 'Tech
nischer Hochschulen in -den 
letzten Wochen festgenommen 
worden seien.

kenen.

Mindszenty: 29 Tage gefoltert
Enthüllungen vor US-journalisten

Massenverhaflungen in Bulgarien
Bauern widersetzien sich der Kolcliosierung



Kirchenkampf in Polen beendet
Zugeständnisse auf beiden Seiten

Warschau (AP/D PA ). Zw i
schen Vertretern der polnischen 
Regierung und der Katholischen 
Kirche in Polen ist nach mehr
wöchigen Verhandlungen eine 
E in igung über eine Reihe von 
bisher zwischen Kirche und 
Staat umstrittenen Fragen  er
z ie lt worden.

E in  Übereinkommen wurde in 
fo lgenden  sechs Punkten erz ie lt:

1. Das gemeinsame Verhand
lungskommunique ersucht die 
Regierung, den Erlaß zu annul
lieren, der dem Staat w eit
gehende Rechte bei der Beset
zung kirchlicher Posten  sicherte.

2. In  polnischen Schulen w ird  
in Zukunft w ieder in  vo ller 
F reihe it auf der Grundlage 
fre iw illig e r  Beteiligung R e li
gionsunterricht erteilt. R e li
gionslehrer werden von den 
Schulbehörden im  Einverneh
men m it der K irche ernannt 
und vom  Staat bezahlt.

3. D er Katholischen Kirche 
w ird  w ieder die geistliche Be
treuung der Patienten in  den 
Krankenhäusern ermöglicht.

Christbäume an der Zonengrenze
Bonn (A P ). Von einem Bonner 

Arbeitskreis werden auf An
regung des Kuratoriums U nteil
bares Deutschland im  E inver
nehmen m it dem Bund erstmals 
am H eiligen  Abend an rund 300 
markanten Plätzen entlang der 
1326 K ilom eter langen Zonen
grenze von Lübeck bis zum 
F ichtelgeb irge elektrisch illum i
nierte Weihnachtsbäume aufge
stellt.

4. Auch in  den polnischen 
Gefängnissen soll w ieder eine 
geistliche Betreuung durch die 
G efängnispfarrer kün ftig  er
möglicht werden.

5. A lle  P riester und Nonnen, 
die 1953 aus ihren Heimatorten, 
insbesondere den polnisch  ver
walteten deutschen Ostgebieten, 
ausgewiesen wurden, dürfen zu
rückkehren.

6. Es wurde eine E in igung 
über die fünf neuen Bischöfe 
erzielt, die der Vatikan als 
Generalvikare in den Gebieten 
östlich von Oder und Neiße 
eingesetzt hat.

Das Abkommen dürfte m ög
licherweise zu einer W iederauf
nahme der diplomatischen Be
ziehungen zwischen Po len-und 
dem Vatikan führen.

Polen will mehr Deutsche aussiedeln
Warschau (AP/D PA ). Das P rä 

sidium des polnischen W ojw od- 
schaftsvolksrates Stettin ist er
mächtigt worden, Ausreisege
nehmigungen fü r noch in Stettin 
lebende Deutsche auszustellen, 
die zu ihren Angehörigen ln der 
Bundesrepublik reisen wollen. 
Dadurch soll die Umsiedlung 
aus den jetzt von Po len  ve r
walteten ehemaligen deutschen 
Ostgebieten beschleunigt w er
den. Nach einer M eldung von 
Radio Warschau sollen die 
ersten beiden Transporte m it 
etwa 600 deutschen Umsiedlern 
noch in diesem Monat in die 
Bundesrepublik abgehen. Im  
Gebiet von Stettin leben nach 
polnischen Meldungen noch 
mehrere Tausend Deutsche, von 
denen viele in  die Bundesrepu
b lik  umsiedeln möchten.

Bundestag diskutiert Osthandel
Brentano: Po litik  und Wirtschaft trennen!

Bonn (E igenm eldung). Bun
desaußenminister Dr. von Bren
tano hat darauf hingewiesen, 
daß es eine große politische 
Entscheidung fü r die Bundes
regierung sei, ob sie Beziehrin
gen zu den Staaten jenseits des 
Eisernen Vorhanges hersteilen 
soll. In  einer Erklärung vor 
dem Bundestag gab er bekannt, 
daß von den 93 Staaten der 
W e lt  nur e lf die Regierung der 
Sowjetzone anerkennen, wäh
rend alle anderen ihre Anerken
nung verweigern. Es sei ein 
schwerer Entschluß fü r  die 
Bundesregierung, ob sie dazu 
beitragen solle, „daß morgen 
vielleicht 92 Staaten statt die-

Ausbau der Hauptstadt
Zwei Bimdesministerien sollen nach Berlin

Berlin  (Eigenmeldung). D er 
Ausschuß für Bundesangelegen
heiten des Abgeordnetenhauses 
hat sich erneut m it dem D ring
lichkeitsantrag der drei Frak- 

- tionen über den Ausbau der 
Hauptstadt Berlin  beschäftigt. 
Übereinstimmend wurde eine 
Empfehlung an das A bgeord
netenhaus ausgearbeitet, die 
u. q i Vorschläge über die V er
legung von Bundesministerien 
und weiteren Bundesbehörden 
nach Berlin vorsieht.

W ie  verlautet, sollen nach

Ansicht des Ausschusses sowohl 
das Bundespostministerium als 
auch das Ministerium fü r 
Gesamtdeutsche Fragen  ihren 
Hauptsitz in Berlin  haben und
u. a. das Am t fü r Schuldenver
waltung, die Aufsichtsbehörde 
fü r Kreditwesen sowie das K ar- 
tellamt nach hier verlegt w er
den. Bundespräsident, Bundes
tag und Bundesrat sollen sooft 
w ie  nur möglich ihre Am ts
geschäfte bzw. ihre Parlaments
tätigkeit von Berlin aus führen 
bzw. ausüben, *

ser e lf Staaten Pankow  aner
kennen“.

Bei der Beantwortung von 
Anfragen der Oppositionspar
teien über den deutschen Ost
handel vertrat Brentano die 
Auffassung, daß zwischen P o li
tik  und W irtschaft streng unter
schieden werden müsse. D ie 
Bundesregierung sei nicht be
reit, P o litik  um gew isser W ir t
schaf tsinteress en w illen  zu tre i
ben. Es könnte ernste po liti
sche Gründe geben, die v ie l
leicht die Bundesregierung ver
anlassen sollten, Beziehungen 
zu den Ländern des Ostens her
zustellen, w ie  die F D P  in einem 
Antrag vorgeschlagen hatte. Es 
sei aber fraglich, ob der je tz ige  
Zeitpunkt rich tig  gewählt sei. 
A u f jeden F a ll dürfe nicht der 
Eindruck entstehen, daß die 
Bundesrepublik bestimmte Ent
wicklungen in  diesen Ländern 
fördern w olle. Brentano er
klärte, er habe volles Verständ
nis fü r das große Interesse die
ser Länder an Beziehungen zur 
Bundesrepublik. A ber auch die 
Bundesrepublik habe eine F rage 
an diese Länder zu stellen, 
nämlich w ie sie zu der Tatsache 
stünden, „daß 17 M illionen Deut
sche von uns getrennt leben 
und von der Gesamtheit des 
Ostblocks gehindert werden, 
sich ^nit uns zu vereinigen",;



So sind sie wirkliche

Jede Stunde kostet mich Millionen!“
Im  Zusammenhang m it der A r 
beitszeit -Verkürzungs - Diskus
sion wurde in den letzten W o 
chen immer w ieder der Nam e 
Gerhart Z iller genannt. In  sei
nen Händen lieg t die 45-Stun- 
den-Woche, die U lbricht den 
sowjetzonalen Arbeitern als 
Nahziel versprochen hat. E r ist 
aber auch verantwortlich fü r 
die Automatisierung, die einmal 
zur 42- und dann zur 40-Stun- 
den-Woche führen soll. W as ha
ben die Industriearbeiter von 
diesem Mann zu erwarten?

Z iller gehört zu dem jungen 
Funktionärs-Team, das sich im 
SED-Zentralkomitee um das P o 
litbürom itglied Fred  Oelßner 
geb ildet hat. E r ist heute 44 
Jahre alt. In  Dresden als Sohn 
eines H ilfsarbeiters geboren, 
wurde er Elektromechaniker 
und qualifizierte sich durch das 
Arbeiterbildungswerk zum H ilfs 
konstrukteur. M it 15 Jahren 
trat er dem kommunistischen 
Jugendverband bei, um als 18- 
jäh riger M itg lied  der K P D  zu 
werden. M ehr als zw ei Jahre 
w ar er in der Fo lgezeit als po
litischer Pv,edakteur an verschie
denen sächsischen KP-Zeitun- 
gen tätig, bis ihn die Nazis ver
hafteten und fü r 18 Monate w e
gen „Hochverrats“ ins Zucht
haus sperrten. Aus der anschlie
ßenden K Z -H a ft wurde er durch 
Intervention seiner F irm a be
freit, die ihren ehemaligen T e il
konstrukteur fü r kriegswich
tige Aufgaben reklamierte. Zu
sammen m it einer Le ip ziger 
W iderstandsgruppe bildete Z il
ler hier einen großangelegten 
Sabotagering, der erst Anfang 
1945 von der Gestapo gesprengt 
werden konnte. Zu diesem Zeit
punkt aber befand sich Z iller 
bereits in der Illega litä t.

Fachmann für Enteignungen
D ie Sowjetische M ilitäradm ini

stration setzte ihn kurz nach 
dem Zusammenbruch als Stadt
rat fü r -W irtschaft in Meißen 
ein. Von hier aus kam er in  die 
spätere Landesregierung Sach
sen als L e ite r  der Hauptabtei
lung Industrie. Sein Verdienst 
ist die rasche Enteignung der 
sächsischen Kleinindustrie, ,die 
er ohne Rücksicht auf die Struk
tur der sächsischen W irtschaft

G ERHART ZILLER
verstaatlichen ließ. Im  A pril 
1-949 wurde er sächsischer M in i
ster fü r  Industrie und Verkehr.

Sein eigentlicher Start begann 
1950, als man ihn m it dem 
Portefeu ille  eines M inisters für 
Maschinenbau nach Ostberlin 
berief. D er aus seinen eigenen 
Pannen lernende ehrgeizige Z il
le r  verstand es, in kurzer F rist 
die Basis fü r einen sowjetzona
len Werkzeugmaschinen-Export 
zu organisieren. A ls U lbricht im 
Februar 1953 das Industrie
m inisterium in drei Fachmini- 
sterien aufteilen ließ, übertrug 
er dem relativ jungen Z iller die 
Organisation des staatswichtig
sten Faktors: der Schwerindu
strie. Z illers rücksichtsloses
Durchgreifen hat v ie l zum 
17. Juni beigetragen. D ie Chro
nisten des Volksaufstandes ha
ben ihn bei der Aufzählung der 
Schuldigen vergessen. Vielleicht, 
w eil Z iller immer gern im H in 
tergrund zu bleiben versuchte. 
In  eingeweihten Kreisen wußte 
man jedoch, warum Z iller im

Jugendweihe ablehnen
Berlin  (D PA ). Gegen die athe

istische Jugendweihe hat das 
bischöfliche Ordinariat Berlin 
erneut in einer Erklärung Stei
lung genommen. Darin heißt es, 
die Propaganda zur Teilnahme 
an der Jugendweihe stelle die 
katholischen K inder im sow je
tisch besetzten Gebiet vor die 
Entscheidung, entweder dem 
katholischen Glaubensbekennt
nis und Taufgelübde die Treue 
zu halten oder in der Jugend
w eihe ein Gelöbnis abzulegen, 
das im  W iderspruch zu Christus 
und der K irche steht.

Das Ordinariat erinnert dar
an, daß von führenden Persön
lichkeiten des öffentlichen L e 
bens in  der Zone sowie vom 
Zentralausschuß der Jugend
w eihe w iederholt die F re iw il
ligke it der Teilnahme an dieser 
W eihe betont worden sei. K a 
tholische Schulabgänger und 
deren E ltern müßten deshalb 
aus christlicher Verantwortung 
und Treue zu ihrem Glauben 
in  jedem  Falle eine Au fforde
rung zur Teilnahme -an der 
Jugendweihe ablehnen.

Januar 1954 „w egen  Übernahme 
einer Parteifunktion“ das K ab i
nett Grotewohl verlassen mußte. 
An  Macht hatte Z iller dadurch 
nichts eingebüßt: E r  -wurde
Sekretär fü r W irtschaftspolitik 
im  Zentralkomitee der SED, 
eine der w ichtigsten Schlüssel
funktionen geriet damit . in 
seine Hand.

Gefolgsmann Ulbrichts

M it dem ersten Augenblick 
seines E in tritts in  den „Appa
ra t“ wurde Z iller ein Mann 
Ulbrichts. D ieser hatte den 
ehrgeizigen Funktionär unmit
telbar nach dem Juni-Aufstand 
in  das Zentralkomitee kooptie
ren lassen. Fortan verstand es 
Z iller, sich sowohl des unbe
dingten Vertrauens Ulbrichts 
zu versichern als auch m it dem 
Ulbricht-Gegner Oelßner g e 
meinsame Interessen zu ve rfo l
gen. Niemand würde dem sich 
etwras kram pfartig intellektuell 
gebärdenden Z iller heute den 
früheren Fabrikarbeiter an-
sehen. Aber m it der äußer
lichen Abkehr von der A rb e i
terklasse ist auch eine innere 
Einstellung gegen die sozialen 
Forderungen seiner einstigen 

.Klassengenossen verbunden. 
Z iller w ar es, der immer w ie
der in  Auseinandersetzungen 
selbst m it den \venig sozial g e 
stimmten Funktionären des
FDGB - Bundesvorstandes die

. These verfoch t: „W ir  können 
keine sozialen Zugeständnisse 
machen, ehe nicht der letzte 
volkseigene Betrieb rentabel 

. is t ! “ Gegen die 45-Sturiden- 
Woche kämpfte er m it dem
Argum ent: „Jede Stunde kostet 
mich M illionen !“

Sowohl U lbricht als auch der 
gegenw ärtig  die wuchtigsten 
Parteigeschäfte besorgende 
Schirdewan wissen, daß Ziller 

- der beste Mann ist, um die 45- 
Stunden-Woche auf das lang-

• same G leis zu schieben. Er, der 
fü r  alle Export- und Automati
sierungspläne verantwortlich 
zeichnet, w ird  die 45-Stunden-

• Woche m it so viel Bedingungen 
an die Arbeiter verknüpfen,.daß 
sie zum Schluß bestimmt nicht 
mehr als „Geschenk" einer 
fortschreitenden Entwicklung 
der Industrie aulzufassen ist.



SED für weitere Kollektivierung
Neuer Laudwirtschafisplan: Aus Fehlern nichts g e ie ro i!

M it vielen agitatorischen Entstellungen hat der Sekretär für 
Landw irtschaft beim SED-Zentralkomitee, Erich Mückenberger, 
in diesen Tagen die neue Bauernpolitik der Sow jetzonenregie-, 
rung unirissen. Danach gibt es keinen Zw eife l m ehr: D ie SED 
hat sich in  ihrer Agrarplanung auf so lange F rist hin fest
gelegt, daß sie selbst bei gutem W illen  nicht imstande wäre, 
d ie verhängnisvolle Ko llektivierung abzustoppen. D ie e ilig  zu
sammengewürfelten L P G ’s haben enorme K red ite  verschlungen. 
D ie  SED w agt nicht, diese. Fehlinvestitionen abzubuchen, fo lg 
lich steckt sie in das w irf schaftsseh wache Unternehmen neue 
Kredite hinein. G leichzeitig drängt sie auf die weitere K o llek 
tivierung, w eil sie der irrigen  Meinung ist, 12 000 L F G ’s arbei
teten rentabler als die bestehenden 6300.

die neue Wiesen waren, hatten in diesemN ur so kann man 
Landwirtschaftspolitik der SED 
begreifen. Stünde die Parte i 
noch einmal am Anfang aller 
Bemühungen, "fände sie v ie l
leicht einen besseren Plan. So 
aber befindet sie sich in  einer 
Zwangslage, die Fehler von 
gestern fordern die von morgen 
heraus. Das Tragische daran ist 
nur: Jeder Fehler auf dem
Agrarsektor trifft den Mann in 
der Zone direkt. H ier  w ird  die 
Aufhebung der Rationierung 
entschieden, hier ein großer T e il 
des Reallohns festgelegt. Jede 
Stunde, die die ohnehin genug 
geplagte Hausfrau im kommen
den Frühjahr nach Kartoffe ln  
Schlange stehen muß, jedes 
dem K ind entzogene L ite r  
Milch ist der Zoll, den die Be
völkerung fü r eine falsche Bau- 
ernpolitik entrichten muß.

Kein Zwang m ehr!.
Eines jedoch hat die SED auf 

jeden F a ll -gelernt: Sie warnt 
ihre ländlichen Parteiorganisa
tionen, bei der -weiteren K o l
lektivierung Zwang anzuwen
den. Ob sie diesen Vorsatz bei
behält, w ird  die Zukunft erw ei
sen. Denn die Chancen, daß die 
Bauern ihr Land fre iw illig  für 
neue Experimente hergeben, 
sind erfahrungsgemäß gering. 
Nun die neuen D irektiven der 
SED:

1. Die bestehenden L F G ’s 
werden durch weitere Staats
kredite gestützt und kommen .in 
den Genuß eines neuen länd
lichen Bauprogramms. Der Bau 
von Gemeinschaftshäusern und 
-Stallungen steht neben der 
Kleinmechanisierung im  Vor
dergrund’. 2. D ie Kleinmechani
sierung. ist ein Eingeständnis 
fü r das Versagen der MTS. 
Jene L P G ’s, die ausschließlich 
auf die H ilfe  der M TS ange-

Jahr schwere Ernteverluste. 
Das von der Sowjetunion vor
exerzierte und von der SED 
ohne Überlegung angenommene 
M TS-System  gefährdet im  Falle  
technischer Pannen die 'gesamte 
Erntearbeit, wobei kleinste Feh
ler verhängnisvolle Auswirkun
gen zeitigen können. Jetzt w er
den die L P G ’s eine M in imal
ausrüstung an Maschinen und 
Traktoren kaufen können, um 
wenigstens in den notdürftig
sten Landarbeiten von den M TS 
unabhängig zu sein. 3. D ie von 
flüchtenden Bauern zurückge
lassenen „herrenlosen Flächen“ , 
die heute bereits einen großen 
Prozentsatz bäuerlichen Nutz
en d es  ausmachen, sollen von 
bereits gebildeten L P G ’s über
nommen oder zu neuen L P G ’s 
zusammengefaßt werden. K o llek 
tivw irtschaften, die derartigen

S S D,  herihören l
D er kleine TA G  w ird ver

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgerm eister
amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben. übrigens 
w ird  er auch, dort gern 
gelesen.
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Boden übernähmen, bekommen 
als Gegenleistung die staat
lichen K red ite fü r die Rückzah
lung gestrichen. 4. D ie Aktion 
„A rbeiter aufs Land" w ird  auch 
im  kommenden Jahr fo rtg e 
setzt. Dazu sollen rund 1000 
„wissenschaftliche Kader“ in 
den L P G ’s angesiedelt und nach 
M öglichkeit als M itg lieder auf
genommen werden. i

Und die Einzelbauern ?
Die staatliche H ilfe  fü r den 

Einzelbauern, die Müqkenberger 
im Früh jahr versprach, hat man 
in diesem Program m  offenkun
d ig vergessen. Dem privaten 
landwirtschaftlichen Betrieb 
steht es lediglich fre i, zu orts
üblichen Preisen K leintraktoren 
und Erntegeräte zu kaufen. B is
her mußte er diese zu nicht ge
ringen Preisen bei der M TS 
entleihen. Jeder Bauer benötigt 
dafür aber Kredite. Theoretisch 
kann er solche beantragen, in 
der Praxis reicht die K red it
decke gerade knapp fü r die 
L P G ’s. Aber auch ein Zuge
ständnis macht die SED: Der 
Anbauplan für Getreide und 
Kartoffe ln  w ird  ab Januar auf
gehoben. D ie Regierung hat 
festgestellt, daß man die beste 
A rt der Bodennutzung zweck
mäßigkeitshalber dem Bauern

überläßt. H ätte man das bereits 
vor drei Jahren getan, wäre den 
nach Kartoffe ln  anstehenden 
Hausfrauen manches erspart ge
blieben.

Aber diese kleine Einsicht 
ändert nichts an der Tatsache, 
daß die SED in ihren verhäng
nisvollen Kollektivierungsab- 
sichten bestärkt worden ist. 
Und wro kein Zwang ausgeübt 
werden darf, beginnt der w irt
schaftliche Druck. Halbe "Refor
men stehen einer g-leichbleibe'n- 
den Uneinsichtigkeit im großen 
Rahmen gegenüber. D er erste 
E r fo lg : D ie Aufhebung der R a 
tionierung ist auf vorerst 
Herbst 1957 hinausgqschoben 
worden. „D ie  Reserven reichen 
n ich t!“ sagt die SED. D er Bauer 
aber ist gew iß nicht schuld 
daran . . .



„Spezialabteilung der Vopo: 
Schnüffelkonho le" „Such Xadar, such!"

Aus den Erfahrungen lernen!
(Fortsetzung von Seite 2)

w innt er die moralische Über
legenheit seiner D iplomatie zu
rück, die leider schwer gelitten  
hat. Es sollte dann nicht allzu 
schwer sein, aus der Tatsache 
Nutzen zu ziehen, daß die Brü
chigkeit des kommunistischen 
Machtsystems erkannt und vor 
allem der brutale Neo-Kolonia- 
lismus Moskaus nun auch von 
den großen asiatischen Völkern 
deutlicher als bisher gesehen 
w ird. H ier bieten sich einer 
klugen, m it Gestaltungskraft 
begabten Diplomatie fü r die 
Lösung der noch offenen P ro 
bleme gute Chancen an. Sie 
können jedoch nur dann genutzt 
werden, wenn der W esten als 
Ganzes im Sinne des -von der 
U N  vertreteneh Rechts w ieder 
glaubwürdiger geworden ist. 
Das berührt unmittelbar auch 
die weitere Entwicklung in den 
Ländern des Ostblocks.

H ier  ist Deutschland als Nach
bar und historisches B indeglied 
östlichen und westlichen Lebens 
besonders interessiert. Bundes
außenminister von Brentano, 
der sich dieser Tage mit den 
Beziehungen zu den osteuro
päischen Ländern befaßte, hat 
zu einer gewissen Vorsicht ge
raten, damit nicht der schäd
liche Eindruck entsteht, als ob 
w ir  uns m it einer Förderung 
gew isser Tendenzen in die 
innere Entwicklung dieser Län
der einmischen wollten. Eine 
solche Vorsicht ist gew iß be
gründet, aber man sollte m it 
dem H inw eis auf sie nicht alles 
unterlassen, was als M öglich
keit faktischen diplomatischen 
Kontaktes zwischen der Bun
desrepublik und den osteuro
päischen Ländern ifeute als er
wünscht erscheint. Der deutsche 
Standpunkt in dieser F rage ist 
an sich 'klar und w eit entfernt 
von jeder Einmischung. W ir

haben das gute Recht, zu fo r
dern, daß eine frem de R eg ie
rung, mit der w ir  sprechen, 
eine eigene, selbständige und 
unabhängige Meinung und Ent
scheidung hat. Anderenfalls 
lohnt es sich nämlich nicht, 
m iteinander zu sprechen. Ob 
diese Regierung kommunistisch 
ist oder nicht, das berührt uns 
dann nicht.. Es w äre eine E in
mischung, w'enn w ir  das Land 
in  dieser Hinsicht beeinflussen 
wollten. v 

Eine Einmischung ist es je 
doch nicht, sondern es ist un
sere ureigene gesamtdeutsche 
Angelegenheit und Pflicht, wenn 
v/ir die Anerkennung des kom
munistischen Systems von Pan
kow  kategorisch ablehnen und 
fordern, daß es verschwindet. 
D iese Regierung nämlich ist 
nifrht nur vö llig  abhängig' von 
Moskau, sie selbst ist vielm ehr 
die brutalste Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten 
des deutschen Volkes, die w ir 
je  erlebt haben. Das ist der 
Unterschied.



BILDER DER WOCHE. Oben: England ohne Benzin. Als Folge des Suez-Konfliktes 
wurde der Kraftfahrverkehr auf dem sonst so überaus belebten Piccadilly-Platz in 
London zum Erliegen gebracht. — Unten: Der italienische Staatspräsident Gronchi 
stattete der Bundesrepublik einen offiziellen Besuch ah. Unser Bild zeigt ihn hei seiner 

Ankunft in Bonn. Links: Bundespräsident Heuss.


